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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig, Gülse-
ren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, 
Gisela Sengl, Dr. Markus Büchler, Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul Knob-
lach, Rosi Steinberger, Hans Urban, Christian Zwanziger und Fraktion (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Eine wirkungsvolle CO2-Bepreisung einführen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, die Bemühungen zur Einführung einer 
CO2-Bepreisung auf Bundesebene tatkräftig zu unterstützen. 

Dabei ist darauf zu achten, 

─ dass die Einführung der CO2-Bepreisung aufkommensneutral gestaltet wird; 

─ die zusätzlichen Einnahmen über ein „Energiegeld“ pro Kopf an die Bürgerinnen 
und Bürger zurückgezahlt werden; 

─ der CO2-Preis kontinuierlich bis 2030 gesteigert wird, bis zu dem Betrag, der die zu 
erwartenden Schäden durch den Klimawandel abdeckt; 

─ bei der Einführung mit einem Preis von mindestens 50 Euro/Tonne begonnen wird; 

─ die CO2-Bepreisung sowohl den derzeitigen Bereich des Emissionshandels (in 
Form einer Mindestbepreisung), als auch die anderen Bereiche, insbesondere Mo-
bilität und Wärme, umfasst. 

 

 

Begründung: 

Wirksame Klimaschutzpolitik muss im Einklang stehen mit den Berechnungen des Welt-
klimarates IPCC, damit wir den weltweiten Temperaturanstieg auf 1,5 Grad abbremsen 
können. 

Darum ist die Gesamtmenge an noch möglichen Emissionen weltweit begrenzt. Im 
Sinne einer internationalen Gerechtigkeit heißt das für Bayern, dass von 2019 an ma-
ximal eine Mrd. Tonnen CO2-Äquivalente emittiert werden dürfen. Je stärker die Treib-
hausgasemissionen am Anfang gesenkt werden, umso mehr Zeit haben wir für einen 
Übergang gerade in schwierigen Sektoren. 

Zahlreiche Untersuchungen gehen davon aus, dass ein CO2-Preis von beispielsweise 
20 Euro pro Tonne kaum eine spürbare Lenkungswirkung entfalten würde. Da aber im 
Hinblick auf das noch zu nutzende Gesamtbudget eine rasche Lenkungswirkung wün-
schenswert ist, muss der Einstiegspreis bei etwa 50 Euro/Tonne liegen. Berechnungen 
haben ergeben, dass mit diesem Preis im Elektrizitätsbereich entscheidende Änderun-
gen im Kraftwerkseinsatz und damit erhebliche Emissionsminderungen ermöglicht wer-
den. Auch in den Bereichen Wärme und Verkehr würde damit bereits eine relevante 
Veränderung spürbar werden. 
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Mittelfristig muss der CO2-Preis auf den Betrag erhöht werden, der den zu erwartenden 
Folgekosten entspricht. Derzeit geht das Umweltbundesamt von etwa 120 Euro/Tonne 
CO2-Äquivalenten aus. Andere Untersuchungen sprechen von 150 Euro/Tonne. 

Die CO2-Bepreisung darf zu keinen neuen sozialen Verwerfungen führen. Darum sollen 
die Mehreinnahmen durch ein Energiegeld, das als Pro-Kopf-Zahlung an die Bürgerin-
nen und Bürger ausgezahlt wird, an die Menschen zurückgegeben werden. Damit wer-
den Menschen mit einem geringeren Energieverbrauch zusätzlich belohnt. Hierdurch 
werden insbesondere auch sozial schwächere Schichten entlastet. Neben diesem 
Energiegeld braucht es weitere soziale Abfederungen, wie etwa den Ausbau des öffent-
lichen Personennahverkehrs, der damit nicht nur auch die Klimaschutzmaßnahmen un-
terstützt sondern auch den Menschen eine Alternative zur individuellen Mobilität bietet. 

  

 

 



gebraucht, um nachzulesen, was wir von der FDP am 27.01.2019 auf dem Bun-
desparteitag beschlossen haben? Ihr müsst einfach schneller lesen, dann würdet 
ihr schneller an den Bürokratieabbau herangehen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER))

Auf alle Fälle ist es so: Ihr redet die ganze Zeit darüber, dass man dieses A1-Pa-
pier braucht. Alle reden von kurzfristigen Reisen für Stunden. Nur: Das weiß ich 
vier Tage vorher nicht. Ich weiß vier Tage vorher nicht, dass ich nur kurzfristig ins 
Ausland muss. Was ist denn mit den ganzen Servicetechnikern, die wir ins Ausland 
schicken, um unsere Maschinen zu reparieren? Was ist mit denen? Dürfen die 
dann nicht mehr reisen? Gott sei Dank sind die mittlerweile so klug, dass sie im 
Hotel nicht mehr die Firmenadresse angeben, sondern eine Privatadresse, damit 
sie das umgehen können. In der Schweiz wird überall danach gefragt. Schön vor-
sichtig sein für die Leute. Es funktioniert nicht. Wenn eine Maschine kaputt ist, ich 
einen 24-Stunden-Garantieservice habe und dann aus Deutschland ein Techniker 
kommen muss, um das zu reparieren, kann er nicht sagen: 24 Stunden, aber das 
fängt erst in vier Tagen an, wenn ich die Genehmigung habe. – Das ist doch voll-
kommen unpraktikabel!

(Beifall bei der FDP)

Bürokratie! Das Institut für Mittelstandsforschung hat mal ausgerechnet, was uns 
Bürokratie in den Unternehmen im Jahr kostet. In einem mittelständischen Betrieb 
mit unter zehn Leuten kostet das im Jahr pro Mitarbeiter 3.759 Euro – nur die Bü-
rokratie. Günstiger wird es erst dann, wenn man über zwanzig Mitarbeiter hat. 
Dann kostet es einen nämlich nur noch ungefähr 1.976 Euro. Leute, wir müssen 
etwas tun! Wir überlasten kleine Unternehmen. Die können nicht wachsen, weil die 
Auflagen so hoch sind. Das ist ein wunderbares Beispiel: Wenn ich nach Ungarn 
fahre – dort habe ich meinen Betrieb –, müsste ich theoretisch nur für Ungarn be-
antragen. Was ist, wenn ich unterwegs im Auto telefoniere? Womöglich geschäft-
lich? Was habe ich dann? Es merkt schon keiner. – Leute, wenn wir uns an Recht 
und Gesetz halten wollen, müssten wir auch das alles melden! Das ist Quatsch! 
Der beste Vorschlag kam von Herrn Dorow, und zwar mit der Krankenversiche-
rungskarte. Ich habe vorhin nachgeguckt, ob ich sie dabeihabe. Ich habe sie dabei. 
Da steht eigentlich alles drauf, was nötig ist. Leute, weg damit! Ich bitte die Regie-
rung, sich einzusetzen, dieses Ding auf alle Fälle zu kippen. Weg damit! Das 
braucht kein Mensch, das kostet nur Geld und Zeit und schafft Rechtsunsicherheit. 
Wir werden dem Antrag der CSU wirklich gerne zustimmen.

(Beifall bei der FDP, der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 18/2124 seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion der FREIEN WÄH-
LER, die CSU-Fraktion, die FDP-Fraktion, die AfD-Fraktion und die beiden frakti-
onslosen Abgeordneten. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion der SPD. 
Wer enthält sich? – Fraktion der GRÜNEN. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag 
angenommen. 

Die weiteren Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/2125 mit 18/2128 
sowie 18/2143 werden in die zuständigen federführenden Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Protokoll 18/20
vom 23.05.2019
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Martin Stümpfig u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 18/2143 

Eine wirkungsvolle CO2-Bepreisung einführen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Patrick Friedl 
Mitberichterstatter: Dr. Martin Huber 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Umwelt und Verbraucher-
schutz federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesent-
wicklung, Energie, Medien und Digitalisierung, der Ausschuss für Wohnen, 
Bau und Verkehr und der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen  
haben den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner  
12. Sitzung am 6. Juni 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digi-
talisierung hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 10. Sitzung am 27. Juni 2019 
mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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4. Der Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 10. Sitzung am 2. Juli 2019 mitberaten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsan-
trag in seiner 34. Sitzung am 10. Juli 2019 mitberaten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Rosi Steinberger 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Martin Stümpfig, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen 
Mistol, Verena Osgyan, Gisela Sengl, Dr. Markus Büchler, Patrick Friedl, Christian 
Hierneis, Paul Knoblach, Rosi Steinberger, Hans Urban, Christian Zwanziger und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/2143, 18/3008 

Eine wirkungsvolle CO2-Bepreisung einführen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Thomas Gehring 

II. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Alexander Hold



Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 4)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 4)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen sowie der Abgeord-

nete Plenk (fraktionslos). Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Der Abgeordnete Swo-

boda (fraktionslos) enthält sich. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Bevor ich Tagesordnungspunkt 19 aufrufe, gebe ich Ihnen bekannt, dass im Rahmen 

dieses Tagesordnungspunktes die noch offenen Ersten Lesungen aus der gestrigen 

Sitzung aufgerufen werden. Es sind dies die Ersten Lesungen zu den Gesetzentwür-

fen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Bayerisches Klimagesetz und der 

FDP-Fraktion zur Errichtung eines Richterwahlausschusses.
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